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Abkiirzungsverzeichnis

VBS Eidgendssische Departement flr Verteidigung, Bevolkerungsschutz und
Sport

EU Europaische Union

EDA Eidgendssisches Departement flur auswartige Angelegenheiten

WBF Eidgendssisches Departement fir Wirtschaft, Bildung und Forschung

DDPS Département fédéral de la défense, de la protection de la population et
des sports

UE Union européenne

DFAE Département fédéral des affaires étrangeres

DEFR Département fédéral de I'économie, de la formation et de la recherche
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INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 08.04.2022
AMANDO AMMANN

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 16.12.2022
AMANDO AMMANN

Allgemeine Chronik

Aussenpolitik

Aussenpolitik

Anfang April 2022 nahm Bundesprasident Cassis am jahrlichen Funfertreffen der
deutschsprachigen  Aussenministerinnen und Aussenminister im  Firstentum
Liechtenstein teil. Gemeinsam mit Annalena Baerbock, Alexander Schallenberg,
Dominique Hasler und Jean Asselborn besprach Aussenminister Cassis die Lage in der
Ukraine, die geopolitischen Auswirkungen und die durch die russischen
Angriffshandlungen ausgeldste humanitare Krise. Im Anschluss nutzten die fiinf
Aussenminister und Aussenministerinnen den Anlass, um einen gemeinsamen Appell
an Russland zu richten. Sie forderten Russland dazu auf, alle Kampfhandlungen in der
Ukraine sofort zu beenden und die Truppen vom ukrainischen Hoheitsgebiet
abzuziehen. Darlber hinaus verurteilten sie die massiven und systematischen
Verletzungen des humanitdren Vdlkerrechts, insbesondere die Angriffe auf
Zivilpersonen. Laut dem Schweizer Bundesprasidenten setzen sich alle funf Lander als
Teil einer gemeinsamen europdischen Wertegemeinschaft flr Frieden, Stabilitat,
Sicherheit und Wohlstand ein. Cassis nutzte die Gelegenheit zudem, um seinen
Amtskolleginnen und -kollegen die Schweizerische Neutralitatspolitik zu erldutern und
diese Uber den Stand des Europadossiers zu informieren. Er strich hierbei vor allem die
kirzlich veroffentlichte Stossrichtung fiir ein Verhandlungspaket mit der EU heraus. '

Ende Mai 2022 traf sich eine Delegation des Bundesrates zum bereits zweiten Mal nach
dem Treffen im Marz mit allen im Parlament vertretenen Parteien im Hotel Bellevue in
Bern zu einem Gesprach uber den Krieg in der Ukraine und dessen Folgen fur die
Schweiz. Der Bundesrat erlduterte den Parlamentarierinnen und Parlamentariern, dass
sich die Schweizer Antwort auf den russischen Angriffskrieg auf vier Pfeiler stitze,
namentlich Recht, Solidaritat, Sicherheit und Gute Dienste. Diskutiert wurde nicht nur
die anstehende Ukraine Recovery Conference in Lugano, sondern auch die Schweizer
Auslegung der Neutralitdt und der Neutralitatsbericht, den der Bundesrat angekiindigt
hatte. Die bundesréatliche Delegation legte die sicherheitspolitischen Folgen des Krieges
dar, wobei auch der Zusatzbericht des VBS zum Sicherheitspolitischen Bericht 2021
angesprochen wurde. Dieser befasse sich mit der Moglichkeit einer verstarkten
internationalen Kooperation in der Sicherheitspolitik, verriet der Bundesrat. Auch zur
Beschaffung der F-35A-Jets, zur Migrationspolitik angesichts der ukrainischen
Schutzsuchenden und der Energie- und Wirtschaftspolitik stand die Regierung den
Parteien Rede und Antwort.

Anfang Juni beurteilte der Bundesrat mehrere umstrittene Kriegsmaterial-Geschiafte.
Unter anderem lagen der Schweiz Anfragen von Deutschland (Munition und
Radschltzenpanzer) und Dénemark (Radschitzenpanzer) zur Weitergabe von
Kriegsmaterial an die Ukraine vor. Die Regierung lehnte beide Gesuche aufgrund der
geltenden Ausfuhrkriterien gemass Kriegsmaterialgesetz und des
neutralitatsrechtlichen Gleichbehandlungsgebots ab. Der Bundesrat stellte jedoch klar,
dass Kriegsmaterial-Zulieferungen an européaische Rustungsunternehmen weiterhin
moglich seien, auch wenn die Gefahr bestehe, dass einige der gelieferten Komponenten
in Kriegsmaterial verbaut in die Ukraine gelangen kénnten. Das Kriegsmaterialgesetz
sehe vor, dass sich Schweizer Unternehmen an den internationalen
Wertschopfungsketten beteiligen kdnnen, jedoch dirfe gemass bundesratlicher Praxis
der Anteil der Schweizer Einzelteile am Endprodukt eine gewisse Warenwertschwelle
nicht Uberschreiten. Da zwei weitere Gesuche aus Deutschland
(Panzerfaustkomponenten) und lItalien (Flugabwehrkomponenten) diese Vorgaben
einhielten, wurden sie vom Bundesrat bewilligt.

Eine Woche spater beschloss die Landesregierung die Ubernahme eines weiteren EU-
Sanktionspakets gegen Russland (sechstes Sanktionspaket), das ein Embargo auf Rohol
und gewisse Erddlerzeugnisse aus Russland umfasste. Nebst dem Kauf wurden auch die
Einfuhr, Durchfuhr und der Transport in und durch die Schweiz untersagt. Auch die
Erbringung entsprechender Dienstleistungen, darunter Versicherungs- und
Ruckversicherungsdienstleistungen fur den Erddltransport, waren damit nicht mehr
erlaubt. Im Finanzbereich wurden diverse Dienstleistungen fur die russische Regierung
oder fur in Russland niedergelassene juristische Personen und Organisationen
verboten. Auch ein Werbeverbot, das Medien wie Russie Today oder Sputnik betraf, war
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im Sanktionsblndel enthalten. Das WBF habe die notwendigen Massnahmen getroffen,
um die EU-Sanktionen in Schweizer Recht zu Uberfuhren, so die Regierung in ihrer
Medienmitteilung. Das WBF habe zudem weitere russische und belarussische Personen
und Organisationen auf die Sanktionsliste gesetzt und den Ausschluss von vier
russischen und belarussischen Banken aus dem Nachrichtensystem SWIFT bewilligt.
Auch die Liste der mit einem Ausfuhrverbot belegten Militar- und Technologieglter
wurde erganzt.

Uber einen Monat spater, Anfang August, sah sich die Landesregierung angesichts der
«anhaltenden russischen Militdraggression» gezwungen, weitere EU-Sanktionen gegen
Russland («Paket zur Aufrechterhaltung und Anpassung») zu verabschieden, deren
Umsetzung sie zeitlich oder materiell fur dringlich befunden hatte. Es handelte sich
hierbei primar um das Verbot, Gold und Golderzeugnisse aus Russland zu kaufen,
einzufiihren oder zu transportieren, wobei auch Dienstleistungen im Kontext dieser
Guter verboten wurden. Um zur Bekdmpfung der weltweiten Erndhrungs- und
Energiekrisen beizutragen, fuhrte der Bundesrat einige Ausnahmebestimmungen ein,
unter anderem richteten sich die Verbote nicht gegen Transaktionen im Zusammenhang
mit landwirtschaftlichen Erzeugnissen und der Lieferung von Ol in Drittlander. Ende
August Ubernahm die Schweiz dann auch die technischen Massnahmen des gleichen
Sanktionspakets, unter anderem das Verbot, Einlagen entgegenzunehmen, oder Verbote
im Zusammenhang mit Ratingdiensten. Auch die Vergabe von 6ffentlichen Auftragen an
russische Staatsangehorige und in Russland niedergelassene Organisationen wurden
Ubernommen, nachdem der Bundesrat zuvor behoérdliche Abklarungen zu dieser Frage
in Auftrag gegeben hatte.

Da die EU ihr Visumserleichterungsabkommen mit Russland Anfang September
vollstandig suspendierte, tat ihr dies die Schweiz wenige Wochen spater gleich. Damit
setzte sie das seit 2009 bestehende Abkommen vorlbergehend ausser Kraft, russische
Staatsangehorige konnten jedoch weiterhin Uber das ordentliche Visaverfahren ein
Visum beantragen. Bereits im Frihling 2022 hatte die Schweiz Visaerleichterungen fur
gewisse Personengruppen, unter anderem russische Diplomatinnen und Diplomaten,
aufgehoben.

Ende September verkindete der russische Prasident Wladimir Putin die Annexion der
von Russland teilweise besetzten Gebiete der Ukraine. Der Bundesrat verurteilte
diesen Schritt als «schwerwiegende Verletzung des Voélkerrechts» und anerkannte
diese Aneignung nicht. Er rief Russland dazu auf, das humanitare Voélkerrecht und die
Menschenrechte einzuhalten und einen raschen und ungehinderten Zugang fur
humanitare Hilfe auf dem gesamten ukrainischen und dem von Russland besetzten
Territorium zu gewahrleisten, da der bevorstehende Winter humanitare Hilfe fur die
Bevolkerung notwendig mache. In Zusammenhang mit der russischen Annexion hiess
das WBF Mitte Oktober die Sanktionierung von 30 weiteren russischen Personen und
Organisationen gut. Betroffen waren vor allem Personen, die in die von Russland
organisierten Referenden in ukrainischen Regionen involviert waren. Damit stimmte die
Schweizer Sanktionsliste zu diesem Zeitpunkt mit derjenigen der EU tberein.

Obwohl die EU ihr achtes Sanktionspaket bereits Anfang Oktober 2022 verabschiedet
hatte, zog die Schweiz erst Ende November des gleichen Jahres vollstandig nach. Mit
diesem Paket schuf die Schweiz eine Rechtsgrundlage flr die Einflhrung von
Preisobergrenzen fir russisches Rohdl und Erddlprodukte sowie flur Einschréankungen
fur weitere Eisen- und Stahlprodukte, Luft- und Raumfahrtgiter und weitere
wirtschaftlich bedeutende Guter. Zudem wurde die Erbringung von Dienstleistungen in
den Bereichen [T, Architektur, Rechtsberatung, Ingenieurwesen an die russische
Regierung oder an russische Unternehmen verboten. Nebst den Massnahmen des
achten Sanktionspakets erliess der Bundesrat ein RUstungsglterembargo gegen
Russland, welches aufgrund der Schweizer Neutralitat in Teilen auch auf die Ukraine
anwendbar war.

Kurz vor Jahresende kiindigte der Bundesrat Mitte Dezember erneut die Ubernahme
eines Sanktionspakets der EU an, wobei dieses vor allem Anpassungen in Bezug auf die
Preisobergrenze fiir Rohdl und Erddlerzeugnisse mit sich brachte - die
entsprechenden Bestimmungen stimmten nun mit derjenigen der EU Uberein. Eine
Woche zuvor hatte das WBF bereits die rechtlichen Grundlagen fir die Umsetzung ins
Schweizer Recht geschaffen und weitere Personen den Schweizer Finanzsanktionen
unterstellt. ?
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INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 16.04.2012
EMILIA PASQUIER

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 08.07.2021
AMANDO AMMANN

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 19.05.2022
AMANDO AMMANN

Beziehungen zur EU

Dans le cadre de la participation helvétique a Frontex, des gardes-frontiéres suisses
ont été mobilisés pour patrouiller a I'occasion de I'Euro 2012 sur la frontiére des deux
pays organisateurs, la Pologne et I'Ukraine. ®

Zwischenstaatliche Beziehungen

Vom 4. bis 8. Juli 2021 reiste Bundesrat Cassis zu einem offiziellen Besuch ins
Baltikum. Anlass daflir war das Doppeljubilaum der Schweiz und der drei baltischen
Staaten. Einerseits anerkannte die Schweiz 1921 die Unabhéngigkeit von Estland,
Lettland und Litauen. Andererseits nahm sie 1991 nach dem Zerfall der Sowjetunion
wieder bilaterale Beziehungen mit allen drei Staaten auf. Laut Medienmitteilung wollte
Bundesrat Cassis aufzeigen, dass die Schweiz auch ohne institutionelles
Rahmenabkommen ein verlasslicher Partner der EU bleibe.

Die Reise begann in Riga mit einem Treffen zwischen Cassis und dem lettischen
Prasidenten Egils Levits, bei dem vor allem die Europapolitik thematisiert wurde. Die
Gesprache kreisten um einen Ausbau des schweizerisch-lettischen Warenaustauschs
und den blockierten zweiten Schweizer Beitrag an ausgewahlte EU-Mitgliedstaaten, zu
dessen Empfangern auch Lettland gehdrt. In Tallinn tauschte sich Cassis in
Zusammenhang mit der Schweizer Digitalaussenpolitik mit der estnischen Delegation
Uber die Herausforderungen der Digitalisierung aus. Den Abschluss der Reise bildete
die Ukraine-Reformkonferenz 2021 in Vilnius. Durch die Teilnahme an der diesjahrigen
Konferenz und den Austausch mit dem litauischen Aussenminister Landsbergis habe
sich Cassis einen Uberblick (iber die komplexe Thematik verschafft und wichtige
Kontakte fur die nachste Konferenz 2022 in Lugano geknlpft, so die Medienmitteilung
des EDA. Die Ukraine-Reformkonferenz wird seit 2017 jahrlich in einem Gaststaat mit
dem Ziel durchgefihrt, den Reformprozess in der Ukraine zu férdern und
Handlungsempfehlungen abzugeben. Im Rahmen der Konferenz stellte der Schweizer
Aussenminister dem ukrainischen Staatsprasidenten Zelenskyy, Premierminister
Shmyhal und Aussenminister Kuleba auch das Konzept der Konferenz in der Schweiz
vor. *

Mitte Mai 2022 empfing Bundesprésident Ignazio Cassis die slowakische Prasidentin
Zuzana Oaputova in Bern. Dabei handelte es sich um den ersten Staatsbesuch eines
slowakischen Staatsoberhaupts in der Schweiz seit der Unabhéngigkeit der
Slowakischen Republik 1993. Hauptthema der Gesprache, an denen auch Bundesréatin
Karin Keller-Sutter teilnahm, war der Krieg in der Ukraine und dessen Folgen. Der
Schweizer Aussenminister erklarte die Politik und das Engagement der Schweiz im
Rahmen des Konflikts und betonte - mit Blick auf die Ukraine Recovery Conference in
der Schweiz -, dass derartige Aufbauinitiativen untereinander koordiniert werden
mussten. Die beiden Regierungsmitglieder betonten zudem, dass die Schweiz den
bilateralen Weg mit der EU stabilisieren und weiterentwickeln wolle, wozu auch die
Fortfihrung der solidarischen Partnerschaft mit den européaischen Staaten und der EU
zur Forderung von Sicherheit, Frieden und Demokratie gehdre. Bundesprasident Cassis
erlduterte in diesem Kontext die neue Stossrichtung fur ein Verhandlungspaket mit der
EU und die beiden Delegationen diskutierten die angestrebte Assoziierung der Schweiz
an Horizon Europe und Erasmus+, sowie den zweiten Kohéasionsbeitrag, zu dessen
Empféngern auch die Slowakei gehort. Auch die Lage im westlichen Balkan und die
Migration wurden thematisiert, wobei Justizministerin Keller-Sutter die Wichtigkeit
einer koordinierten europdischen Asyl- und Migrationspolitik, die Uber die
gegenwartige Fllchtlingskrise hinausgehen mdusse, hervorhob. Die Delegationen
wurdigten auch die Strategien der beiden Lander, die beide Uber grosse Berggebiete
verfligen und damit vom Klimawandel besonders betroffen sind, im Bereich der Klima-
und Umweltpolitik und die Zusammenarbeit ihrer Forschungs- und Bildungsstatten. °

1) Medienmitteilung EDA vom 8.4.22

2) Medienmitteilung Bundesrat vom 10.6.2022; Medienmitteilung Bundesrat vom 12.10.2022; Medienmitteilung Bundesrat
vom 16.12.2022; Medienmitteilung Bundesrat vom 16.9.2022; Medienmitteilung Bundesrat vom 23.11.2022; Medienmitteilung
Bundesrat vom 29.6.2022; Medienmitteilung Bundesrat vom 3.6.2022; Medienmitteilung Bundesrat vom 3.8.2022;
Medienmitteilung Bundesrat vom 30.5.2022; Medienmitteilung Bundesrat vom 30.9.2022; Medienmitteilung Bundesrat vom
31.8.2022

3) TG, 16.4.12.

4) Medienmitteilung EDA vom 1.7.21; Medienmitteilung EDA vom 5.7.21; Medienmitteilung EDA vom 8.7.21

5) Medienmitteilung Bundesrat vom 19.5.22; Medienmitteilung EDA vom 19.5.22
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